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(Nr. 13997.) Geſetz zur Angleichung der Schulverwaltung in dem Reſtgebiete der früheren Provinzen 
Weſtpreußen und Poſen. Vom 4. Oktober 1933. 


Das Staatamitifterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
8 1. 
§ 70 des Geſetzes über die Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen vom 28. Juli 1906 
(Geſetzſamml. S. 335) erhält folgende Faſſung: 
Die SS 33 bis 41 dieſes Geſetzes finden in dem Reſtgebiete der früheren Provinzen 
Weſtpreußen und Poſen keine Anwendung. 
82. 
8 6 des Geſetzes, betreffend die Feſtſtellung von Anforderungen für Volksſchulen, vom 26. Mai 
1887 (Geſetzſamml. S. 175) und das Geſetz, betreffend die Anſtellung und das Dienſtverhältnis der 


Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen im Gebiet der Provinzen Poſen und 
Weſtpreußen, vom 15. Juli 1886 (Geſetzſamml. S. 185) werden aufgehoben. 
8.3. 

60 Die SS 1 und 2 dieſes Geſetzes treten am 1. April 1934 in Kraft. 

(2) In dem Reſtgebiete der früheren Provinzen Weſtpreußen und Poſen iſt mit der Bildung der 
Schulverbände und ihrer Organe und mit der Regelung ihrer Vermögensverhältniſſe ſo rechtzeitig 
vorzugehen, daß die Schulverbände die ſich aus dem Volksſchulunterhaltungsgeſetz ergebenden Rechte 
und Pflichten am 1. April 1934 übernehmen können. Die Verwaltungs- und Verwaltungsgerichts⸗ 
(Beſchluß⸗) behörden üben dabei die ihnen nach dem Volksſchulunterhaltungsgeſetze zuſtehenden Be⸗ 


fugniſſe aus. 
(3) Mit der Ausführung der SS 1 und 2 dieſes Geſetzes werden der Miniſter für Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Volksbildung, der Miniſter des Innern und der Finanzminiſter beauftragt. 


Berlin, den 4. Oktober 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Ruſt. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit ver- 
kündet. 
Berlin, den 4. Oktober 1933. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 
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(Nr. 13998.) Geſetz über die Regelung verſchiedener Punkte des Staatsaufſichtsrechts. Vom 
4. Oktober 1933. . 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
Artikel J. 
8 1. 

8 4 der Erſten Verordnung über die Durchführung der Gemeindefinanzverordnung vom 
2. November 1932 (Geſetzſamml. S. 341) vom 17. Dezember 1932 (Geſetzſamml. S. 371) wird 
aufgehoben. 

8 2. 

Die Zweite Verordnung über die Durchführung der Gemeindefinanzverordnung vom 2. No⸗ 
vember 1932 (Geſetzſamml. S. 341) vom 28. Januar 1933 (Geſetzſamml. S. 12) wird wie folgt 
geändert: ES = > 

1. Im 8 8 Abſ. 1 werden die Worte „in den Fällen des § 6 Nr.2a und 4 durch den 

Vorſtand (die Vorſtände) des (der) zuſtändigen provinziellen kommunalen Spitzenverbandes 
(Spitzenverbände), in den Fällen des 8 6 Abſ. 2 b durch die Landesdivektorenkonferenz“ 
erſetzt durch die Worte „durch die Aufſichtsbehörde“. 

2. § 8 Abſ. 1 letzter Satz und § 8 Abſ. 2 werden geſtrichen. 8 8 Abſ. 1 erhält alsdann 

folgenden Zuſatz: 

Die Beſtellung kann aus den gleichen Gründen zurückgenommen werden, aus 
denen gemäß § 9 Abſ. 1 und 2 des Geſetzes über die Beſtätigung von Beamten der 
Gemeinden und Gemeindeverbände vom 23. Juni 1933 (Geſetzſamml. S. 217) 
die Einweiſung, die Beſtätigung und die Beſtellung zurückgenommen werden kann. 

3. 88 Abſ. 3 wird S 8 Ab]. 2. g 

4. Im 8 11 Abſ. 1 Satz 3 werden die Worte „von den im 5 8 Abſ. 1 genannten Stellen“ 

erſetzt durch die Worte „von der Aufſichtsbehörde“. 

5. Im S 11 Abſ. 1 wird der letzte Satz geſtrichen. 


Artikel I. 

Im 8 45 des Einführungsgeſetzes zu dem Geſetz über die kommunale Neugliederung des 
rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriegebiets vom 29. Juli 1929 (Geſetzſamml. S. 137) erhalten Satz 4 
und 5 folgende Faſſung: 

Sie werden von dem Oberpräſidenten ernannt; zwei Beiſitzer müſſen Vertreter 
der Landkreiſe, je einer in der Regel Vertreter der kreisangehörigen Städte und Land⸗ 
gemeinden ſein. Geht indes der Einſpruch ausſchließlich von kreisangehörigen Städten 
oder ausſchließlich von Landgemeinden aus, ſo müſſen beide Beiſitzer Vertreter der kreis⸗ 
angehörigen Städte bzw. der Landgemeinden ſein. 


Artikel III. N 
S 28 Abſ. 2 letzter Satz des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetz 
vom 30. Oktober 1923 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 31. Juli 1930 (Geſetzſamml. 
S. 249) erhält folgende Faſſung: 
g Die übrigen zwei Mitglieder ernennt der Vorſitzende; je eines derſelben muß 
Vertreter der der Provinz (Bezirksverband, Landeskommunalverband) angehörigen Land⸗ 
kreiſe und kreisangehörigen Gemeinden ſein. 


Artikel IV. 


8 17 Abſ. 2 der Verordnung zur Regelung des im $ 45 der Verordnung zur Vereinfachung 
und Verbilligung der Verwaltung vorgeſehenen Verteilungsverfahrens (Verteilungsverordnung) 
vom 30. März 1933 (Geſetzſamml. S. 101) erhält folgende Faſſung: 


GER 
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(2) Die Schiedsſtelle beſteht aus dem Beamten der Aufſichtsbehörde als Vor⸗ 
ſitzendem und je einem von dem Gläubigerausſchuß und von der Aufſichtsbehörde zu 
beſtellenden Mitgliede. 


Artikel V. 

8 11 Abſ. 2 Satz 2 bis 4 des Geſetzes über die Unterbringung von mittelbaren Staats⸗ 
beamten und Lehrperſonen (Unterbringungsgeſetz) vom 30. März 1920 (Geſetzſamml. S. 63) 
erhält folgende Faſſung: 

Sechs Beiſitzer ſind aus dem Kreiſe der Anſtellungsbehörden, der Beamten und 
der Angeſtellten zu entnehmen. Für die weiteren zwei Beiſitzer hat das Staatsminiſterium 
freie Verfügung. 

Artikel M. 

() Das Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 

(2) Der Miniſter des Innern erläßt die zur Durchführung und Ausführung dieſes Geſetzes 
erforderlichen Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften. 


Berlin, den 4. Oktober 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche 


Göring 
zugleich als Miniſter des Innern. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium e Geſetz wird hiermit ver⸗ 
kündet. 


Berlin, den 4. Oktober 1933. 


Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
G5 öring. 


(Nr. 13999.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Vertretung vor den Verwaltungsgerichten. . 


4. Oktober 1933. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: N Fi 
8 1. 


Das Geſetz über die Vertretung vor den Verwaltungsgerichten vom 25. Mai 1926 (Geſetzſamml. 
S. 163) wird in feinem $ 3 wie folgt geändert: 
1. Im Abſ. 1 wird hinter Nr. 6 folgende Vorſchrift als Nr. 7 eingefügt: 

7. aus dem Dienſte als Beamter des Reichs, eines Landes, einer Gemeinde, eines 
Gemeindeverbandes oder einer ſonſtigen Körperſchaft des öffentlichten Rechtes nach 
Erreichung der Altersgrenze, von der an die Verſetzung in den Ruheſtand ohne 
Zuſtimmung des Beamten zuläſſig iſt, ausgeſchieden iſt. 

2. Hinter Abſ. 1 wird folgende Vorſchrift als Abſ. 2 eingefügt: 
(2) Das gleiche gilt, wenn der Miniſter des Innern Einſpruch gegen die Ein⸗ 
tragung erhebt. Der Einſpruch iſt zuläſſig, wenn der Antragſteller 
a) als Beamter des Reichs, eines Landes, einer Gemeinde, eines Gemeinde⸗ 
verbandes oder einer ſonſtigen Körperſchaft des öffentlichen Rechtes wegen 


31 


368 Preuß. Geſetzſammlung 1933. Nr. 63, ausgegeben am 10. 10. 33. 


mangelnder. Dieuftfähigkeit vor Erreichung der Altersgrenze in den Ruheſtand 
verſetzt iſt, 

p) auf Grund des § 2a oder $ 4 des Geſetzes zur Wiederherſtellung des Berufs⸗ 
beamtentums vom 7. April 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 175) aus dem Dienſte 
entlaſſen iſt. Der Entlaſſung auf Grund einer dieſer Vorſchriften ſteht ein 
nach Inkrafttreten des genannten Geſetzes, jedoch vor dem 1. Oktober 1933 
erfolgtes anderweites Ausſcheiden aus dem Dienſte gleich, wenn die nach 8 7 
daſelbſt zuſtändige Stelle erklärt, daß bei dem Antragſteller die Vorausſetzungen 
für die Entlaſſung nach $ 2a oder $ 4 daſelbſt vorgelegen hätten. 

3. Der bisherige Abſ. 2 wird Abſ. 3. 
8 2. 
Unberührt bleiben die Vorſchriften des Geſetzes über die Zulaſſung als Verwaltungsrechtsrat 
vom 12. Juni 1933 (Geſetzſamml. S. 209). 


s 8 3. 
(1) Der Miniſter des Innern wird ermächtigt, das Geſetz auszuführen. 
(2) Das Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 4. Oktober 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring 
zugleich als Miniſter des Innern. 
Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit ver⸗ 
kündet. 
Berlin, den 4. Oktober 1933. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 14000.) Verordnung zur Abänderung der Satzung der Preußiſchen Staatsbank (Seehandlung) vom 
18. März 1930 (Geſetzſamml. S. 37). Vom 22. September 1933. 


Abſchnitt IV — Beirat — (88 16 bis 24) der Satzung der Preußiſchen Staatsbank (See⸗ 
handlung) vom 18. März 1930 (Geſetzſamml. S. 37) wird aufgehoben. 


Berlin, den 22. September 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Po pitz. 


(Nr. 14001.) Verordnung über Zuteilung des früheren waldeckiſchen Landesteils an den Bezirk des 
Oberbergamts in Clausthal⸗Zellerfeld. Vom 4. Oktober 1933. 


Gemäß 8 1 des Geſetzes über die Vereinigung des Freiſtaats Waldeck mit dem Freiſtaate 
Preußen vom 25. Juli 1928 in Verbindung mit § 13 Abſ. 1 des dazugehörigen Staatsvertrags 
vom 23. März 1928 (Geſetzſamml. S. 179) und gemäß § 188 des Allgemeinen Berggeſetzes für 
die Preußiſchen Staaten wird mit Wirkung vom 1. April 1932 verordnet: 
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Der frühere waldeckiſche Landesteil wird dem Bezirke des Oberbergamts in Clausthal-⸗Zeller⸗ 
feld zugeteilt. Die Ausführung obliegt dem Preußiſchen Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit. 


Berlin, den 4. Oktober 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Schmitt. 


(Nr. 14002.) Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über Betriebsvertretungen und über wirt⸗ 
ſchaftliche Vereinigungen vom 4. April 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 161). Vom 29. September 
1933. 


Auf Grund des Geſetzes zur Anderung des Geſetzes über Betriebsvertretungen und über 
wirtſchaftliche Vereinigungen vom 26. September 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 667) wird folgendes 
verordnet: 

Aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung werden die Wahlen zu den geſetz⸗ 
lichen Betriebsvertretungen im Lande Preußen über den 30. September 1933 hinaus bis zum 
31. Dezember 1933 ausgeſetzt. 


Berlin, den 29. September 1933. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
Im Auftrage: 
Loehrs. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. April 1933 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Provinz Hannover für den landſtraßen⸗ 
mäßigen Ausbau der im Zuge einer geplanten Straße durch das Große Moor von Vörden 
bis Hunteburg belegenen Wegeſtrecke von Vörden über die Siedlung Campemoor 
durch das Amtsblatt der Regierung in Osnabrück Nr. 19 S. 72, ausgegeben am 13. Mai 1933; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. Juni 1933 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Berſenbrück für den Straßen⸗ 
durchbruch im Flecken Vörden 
durch das Amtsblatt der Regierung in Osnabrück Nr. 25 S. 93, ausgegeben am 24. Juni 1933; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. Juli 1933 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Berlin für den Bau 
eines Entwäſſerungsgrabens von der Panke zum Tegeler See 
durch das Amtsblatt für den Landespolizeibezirk Berlin Nr. 67 S. 191, ausgegeben am 9. Auguſt 1933; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. Auguſt 1933 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Spielvereinigung 04 Thale e. V. 
in Thale (Harz) für Zugänglichmachung und Erweiterung ihres Sportplatzes in Thale 
durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 38 S. 191, ausgegeben am 23. September 1933; 
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5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. September 1933 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Weißenfels für 
Begradigung der Chauſſee von Weißenfels nach Leipzig zwiſchen km 1,6 und 1,8 
durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 37 S. 156, ausgegeben am 16. September 1933; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. September 1933 
über die Genehmigung des Nachtrags zur Satzung der Schleſiſchen Landſchaft: Unter⸗ 
verteilung von Hypotheken im Siedlungsverfahren 
durch das Amtsblatt der Regierung in Breslau Nr. 39 S. 272, ausgegeben am 30. September 1933. 
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